
Allgemeine Geschäftsbedingungen der BaumaWert GmbH für die Lieferung von neuen und gebrauchten Maschinen,  
Geräten und Bedarfsgegenständen (Lieferbedingungen) - Stand: 01. April 2011 - 

I. Allgemeines 
Nachstehende Lieferbedingungen gelten für alle Verträge, Lieferungen und sonstigen Leistungen, einschließlich 
entgeltlicher und unentgeltlicher Beratungsleistungen, sofern sie nicht mit der ausdrücklichen, schriftlichen 
Zustimmung des Verkäufers abgeändert oder ausgeschlossen werden.  
Von diesen Bedingungen abweichende Vereinbarungen sollen in die Auftragsbestätigung aufgenommen werden. 
Mit Abschluss des ersten Vertrags unter Einbeziehung der nachfolgenden Bedingungen erkennt der Käufer deren 
Geltung für die gesamte Dauer der Geschäftsverbindung zwischen den Parteien an. Dies gilt insbesondere auch für 
alle – auch mündlich, insbesondere telefonisch – abgeschlossenen Folgegeschäfte.  
Einkaufs- und sonstige Bedingungen des Käufers gelten nur, soweit sie mit den nachfolgenden Bedingungen 
übereinstimmen. Abweichende oder ergänzende Bedingungen des Käufers werden auch dann nicht Vertragsinhalt, 
wenn in Kenntnis dieser Bedingungen die Lieferung bzw. Übergabe an den Käufer vorbehaltlos ausführt wird.  
 
 
II. Angebot und Lieferumfang 
1. Angebote des Verkäufers sind stets freibleibend. Die zu dem Angebot gehörenden Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben sind nur annähernd maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als 
verbindlich bezeichnet sind. Die Änderungen sind unangemessen und vom Käufer nicht mehr zu akzeptieren, 
sofern sie über das handelsübliche Maß hinausgehen. 
Leistungen und Betriebskosten werden als Durchschnittswerte angegeben. An Kostenanschlägen, Zeichnungen 
und anderen Unterlagen behält sich der Verkäufer Eigentums- und Urheberrechte vor, sie dürfen Dritten nicht 
zugänglich gemacht werden. 
2. Der Käufer ist an der Bestellung höchstens bis 4 Wochen gebunden. Der Kaufvertrag ist 
abgeschlossen, wenn der Verkäufer die Annahme der Bestellung des näher bezeichneten 
Kaufgegenstandes innerhalb dieser Frist schriftlich bestätigt hat oder die Lieferung ausgeführt ist. Der Verkäufer ist 
jedoch verpflichtet, eine etwaige Ablehnung der Bestellung unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
3. Sämtliche zwischen Verkäufer und Käufer getroffenen Vereinbarungen sind in dem jeweiligen Liefervertrag 
schriftlich niederzulegen. Dies gilt auch für Nebenabreden, Zusicherungen und nachträgliche Vertragsänderungen. 
4. Konstruktions- und Formänderungen des Liefergegenstandes bleiben vorbehalten, soweit der Liefergegenstand 
nicht erheblich geändert und die Änderungen dem Käufer zumutbar sind. 
5. Angaben in dem Käufer seitens des Verkäufers ausgehändigten Beschreibungen über Lieferumfang, Aussehen, 
Leistungen, Maße, Gewichte, Betriebsstoffverbrauch und Betriebskosten sind Vertragsinhalt. Sie dienen als 
Maßstab zur Feststellung, ob der Kaufgegenstand fehlerfrei ist. 
 
III. Leistung; Beschaffenheitsvereinbarung; Vorbehalt der Selbstbelieferung  
1. Der Kaufgegenstand wird in vertragsgemäßem Zustand an den Verkäufer übergeben und ist nach Maßgabe der 
Regelungen in Ziffer VII. zu übereignen.  
2. Der Zustand eines neuen Kaufgegenstandes ist vertragsgemäß, wenn dieser sich für die gewöhnliche 
Verwendung eignet bzw. eine Beschaffenheit aufweist, die bei Gegenständen der gleichen Art üblich ist und die der 
Käufer nach der Art des Kaufgegenstandes erwarten kann. Bei gebrauchten Kaufgegenständen kommt es für die 
Bestimmung des vertragsgemäßen Zustandes auf die Beschaffenheit des Kaufgegenstandes im Zeitpunkt der 
Abnahme an. Dies gilt auch dann, wenn der Kaufgegenstand im Zeitpunkt der Übergabe oder des 
Vertragsschlusses nicht erkennbare und im Kaufvertrag nicht festgehaltene Mängel aufweist.  
3. Als gebrauchte Kaufgegenstände im Sinne dieser Bedingungen gelten auch Austauschteile und rekonditionierte 
Teile. Gebrauchte Geräteteile werden nach Besichtigung und Abnahme unter Ausschluss jeglicher Gewährleistung 
geliefert. Mit dem Verzicht des Käufers auf die Besichtigung und Abnahme, gilt die bestellte Ware mit dem 
Versand als bedingungsgemäß geliefert. Ein Anspruch des Käufers auf Rücktritt, Minderung oder Schadensersatz 
besteht nicht. 
4. Ist der Kaufgegenstand nur der Gattung nach bestimmt und wird der Verkäufer/Lieferant aus einem zum Zweck 
der Erfüllung der Leistungsverpflichtung nach Ziffer III.1. abgeschlossenen Deckungsgeschäft nicht bzw. nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig beliefert, entfällt die Leistungsverpflichtung nach Ziffer III.1 (Vorbehalt der 
Selbstbelieferung). Der Verkäufer ist verpflichtet, den Käufer unverzüglich über die Nichtverfügbarkeit des 
Kaufgegenstandes zu informieren und eine gegebenenfalls bereits erhaltene Vergütung sofort zurückzuerstatten.  
5. Eine von den vorstehenden Bedingungen abweichende Beschaffenheitsvereinbarung sowie die Übernahme einer 
Garantie für die Beschaffenheit des Kaufgegenstandes bedürfen gemäß Ziffer XI.1. zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform.  
 
IV. Preis und Zahlung 
1. Die Preise gelten mangels besonderer Vereinbarung ab Lage des Verkäufers oder bei 
Versendung vom Herstellerwerk aus ab Werk, ausschließlich Verpackung. Die Preise verstehen sich zuzüglich 
Mehrwertsteuer. An den vereinbarten Preis ist der Verkäufer nur für die vereinbarte Lieferzeit –  jedoch 
mindestens 4 Monate - gebunden. 
Soll die Lieferung mehr als 4 Monate nach Vertragsabschluss erfolgen, ist der Verkäufer bei Preiserhöhungen 
seiner Vorlieferanten, unerwarteten Steigerungen von Lohn- und Transportkosten berechtigt, Verhandlungen über 
eine Neufestsetzung des Preises zu verlangen. Mehraufwendungen, die dem Verkäufer durch den Annahmeverzug 
des Käufers entstehen, kann er vom Käufer ersetzt verlangen. 
2. Mangels besonderer Vereinbarung ist die Zahlung nach Lieferung oder Bereitstellung und Erhalt der Rechnung 
ohne jeden Abzug innerhalb von 12 Tagen frei Zahlstelle des Verkäufers zu leisten. Die dem Käufer aus § 320 BGB 
zustehenden Zurückbehaltungsrechte werden hiervon nicht berührt. Skonti-Zusagen gelten nur für den Fall, dass 
sich der Käufer mit der Bezahlung früherer Lieferungen nicht im Rückstand befindet.  
3. Der Verkäufer nimmt nur bei entsprechender Vereinbarung diskontfähige und ordnungsgemäß versteuerte 
Wechsel zahlungshalber an. Gutschriften über Wechsel und Schecks erfolgen vorbehaltlich des Eingangs abzüglich 
der Auslagen mit WertsteIlung des Tages, an dem der Verkäufer über den Gegenwert verfügen kann. 
4. Die Aufrechnung mit etwaigen vom Verkäufer bestrittenen oder nicht rechtskräftig festgestellten 
Gegenansprüchen des Käufers ist nicht statthaft. Ein Zurückbehaltungsrecht kann der Käufer nur geltend machen, 
soweit es auf Ansprüchen aus dem Kaufvertrag beruht. Wenn eine Mängelrüge geltend gemacht wird, dürfen 
Zahlungen des Käufers in einem Umfange zurückgehalten werden, die in einem angemessenen Verhältnis zu den 
aufgetretenen Mangeln stehen. 
5. Zahlungen dürfen an Angestellte des Verkäufers nur erfolgen, wenn diese eine gültige 
Inkassovollmacht vorweisen. 
6. Alle aus der Geschäftsverbindung entstehenden gegenseitigen Forderungen können, soweit dies gesondert 
vereinbart wird, in ein Kontokorrentkonto eingestellt werden, für das die Bestimmungen der §§ 355 ff. HGB 
gelten. Für die Geschäftsverbindungen mit gewerblichen Kunden (Landwirte etc.) gilt das Kontokorrent als 
vereinbart. Auf dem Kontokorrentkonto werden die Forderungen des Verkäufers mit mindestens 4 % über dem 
Basiszinssatz verzinst. Die Kontoauszüge des Verkäufers per 31.03., 30.06., 30.09. und 31.12. jeden Jahres gelten 
als Rechnungsabschlüsse. Der Saldo gilt als anerkannt, wenn der Kontoinhaber nicht innerhalb von 6 Wochen seit 

Zugang des Rechnungsabschlusses Einwendungen erhebt. Der Verkäufer wird bei Übersendung des 
Rechnungsabschlusses hierauf besonders hinweisen. Gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 
 
V. Lieferfristen und Verzug 
1. Lieferfristen und -termine sind nur dann verbindlich vereinbart, wenn sie vom Verkäufer 
ausdrücklich so bezeichnet worden sind. Die Lieferfrist beginnt mit Zustandekommen des Vertrages, jedoch nicht 
vor der Beibringung etwaiger vom Käufer zu beschaffenden Unterlagen, Genehmigungen, Freigaben sowie vor 
Eingang einer vereinbarten Anzahlung. 
2. Richtige und rechtzeitige Selbstbelieferung ist vorbehalten. 
3. Die Lieferfrist verlängert sich angemessen bei Maßnahmen im Rahmen rechtmäßiger Arbeitskämpfe, 
insbesondere Streiks und Aussperrung sowie beim Eintritt unvorhergesehener Hindernisse, welche außerhalb des 
Willens des Verkäufers oder seiner Erfüllungsgehilfen liegen, soweit solche Hindernisse nachweislich auf die 
Lieferung des verkauften Gegenstandes von Einfluss sind. 
4. Entsprechendes gilt, wenn der Verkäufer seinerseits nicht rechtzeitig beliefert wird. Der Verkäufer ist zum 
Rücktritt berechtigt, wenn der Hersteller ihn nicht beliefert. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Nichtlieferung vom 
Verkäufer zu vertreten ist (z. B. Zahlungsverzug). 
5. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt die Erfüllung der Vertragspflichten des Käufers voraus. 
6. Wenn dem Käufer wegen einer Verzögerung Schaden erwächst, so ist der Verkäufer aus den gesetzlichen 
Bestimmungen haftbar. 
7. Für durch Verschulden seines Vorlieferanten verzögerte oder unterbliebene (Unmöglichkeit) Lieferungen hat 
der Verkäufer - ausgenommen Auswahl- oder Überwachungsverschulden – nicht einzustehen. Satz 1 gilt nicht, falls 
sich das Verhältnis zwischen Verkäufer und Käufer nach Werkvertragsrecht bestimmt. In jedem Fall ist der 
Verkäufer verpflichtet, den Käufer schadlos zu halten, sofern dieser die ihm abgetretenen Ansprüche gegenüber 
dem Zulieferer nicht vollständig durchsetzen kann. 
8. Der Verkäufer kann neben der gesetzlichen Frist des § 286 Abs. 3 BGB und der Mahnung den Käufer auch 
abweichend von der Frist nach Ziffer III.2. durch ein anderes nach dem Kalender bestimmbares Zahlungsziel im 
Sinne des § 286 Abs. 2 BGB in Verzug setzen. 
 
VI. Gefahrenübergang und Transport 
1. Versandweg und -mittel sind mangels besonderer Vereinbarung der Wahl des Verkäufers 
überlassen. Die Ware wird auf Wunsch und Kosten des Käufers versichert. 
2. Im Falle des Versendungskaufes geht die Gefahr mit der Übergabe der Ware an den Spediteur oder 
Frachtführer, spätestens jedoch mit dem Verlassen des Lagers oder bei Direktversand ab Werk mit dem Verlassen 
des Werkes auf den Käufer über. Das gilt auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der Verkäufer noch 
weitere Leistungen übernommen hat. 
3. Verzögert sich der Versand infolge von Umständen, die der Käufer zu vertreten hat, so geht die Gefahr vom 
Tage der Versandbereitschaft ab auf den Käufer über. Jedoch ist der Verkäufer verpflichtet, auf Wunsch und 
Kosten des Käufers die Versicherungen zu bewirken, die dieser verlangt. 
4. Angelieferte Gegenstände sind, auch wenn sie unwesentliche Mängel aufweisen, vom Käufer unbeschadet der 
Rechte aus Abschnitt VIII (Mängelrüge und Haftung für Mängel) entgegenzunehmen. 
5. Teillieferungen sind zulässig, soweit dies dem Käufer zumutbar ist. 
 
VII. Eigentumsvorbehalt 
1. Der Verkäufer behält sich das Eigentumsrecht bis zur völligen Bezahlung aller Forderungen aus der 
Geschäftsvereinbarung mit dem Käufer vor. 
2. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand pfleglich zu behandeln, gegen Eingriffe von dritter Seite zu 
sichern sowie - wenn dies schriftlich vereinbart wird - unverzüglich gegen Feuer "für fremde Rechnung" zu 
versichern und dies auf Verlangen nachzuweisen; andernfalls ist der Verkäufer berechtigt, diesen auf Kosten des 
Käufers selbst zu versichern. Der Käufer verpflichtet sich, etwaige Brandentschädigungsansprüche an den 
Verkäufer abzutreten. 
3. Der Käufer darf den Kaufgegenstand ohne die Zustimmung des Verkäufers nicht verpfänden noch zur Sicherheit 
übereignen. Der Käufer ist verpflichtet, den Verkäufer bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter 
unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, damit der Verkäufer Klage gemäß § 771 ZPO erheben kann. Soweit der 
Dritte nicht in der Lage ist, dem Verkäufer die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage nach § 771 
ZPO zu erstatten, ist der Käufer zum Ausgleich der Kosten verpflichtet. 
4. Soweit für den Kaufgegenstand ein Kfz-Brief ausgestellt ist, steht dem Verkäufer während der Dauer des 
Eigentumsvorbehalts das alleinige Recht zum Besitz des Kfz-Briefes zu. 
5. Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Verkäufer zur 
Rücknahme der Ware nach Mahnung berechtigt und der Käufer zur Herausgabe verpflichtet. In der Zurücknahme 
sowie in der Pfändung des Gegenstandes durch den Verkäufer liegt ein Rücktritt vom Vertrag nur dann vor, wenn 
dies der Verkäufer ausdrücklich schriftlich erklärt. 
6. Sämtliche Kosten der Rücknahmen und der Verwertung des Kaufgegenstandes trägt der Käufer. Die 
Verwertungskosten betragen ohne Nachweis 10 % des Verwertungserlöses einschließlich Umsatzsteuer. Sie sind 
höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer höhere oder der Käufer niedrigere Kosten nachweist. Der 
Erlös wird dem Käufer nach Abzug der Kosten und sonstiger mit dem Kaufvertrag zusammenhängender 
Forderungen des Verkäufers gutgebracht. 
 
VIII. Mängelansprüche; Untersuchungs- und Rügepflicht; Verjährung 
1. Der Verkäufer gewährleistet im Rahmen der folgenden Bedingungen, dass der Kaufgegenstand frei von Sach- 
oder Rechtsmängeln ist und die in Ziffer III. vereinbarte Beschaffenheit aufweist. Hat der Hersteller eine Garantie 
für bestimmte Eigenschaften oder die Beschaffenheit des Kaufgegenstandes übernommen, finden die nachfolgenden 
Bedingungen nur Anwendung, wenn der Käufer die ihm aus der Garantie zustehenden Ansprüche gegenüber dem 
Hersteller geltend gemacht und dieser die Ansprüche des Käufers nicht freiwillig oder nicht vollständig erfüllt hat.  
2. Mängelansprüche des Käufers setzen voraus, dass dieser dem Verkäufer auf Verlangen eine schriftliche und 
vollständige Beschreibung der geltend gemachten Mängel vorlegt und – soweit er Kaufmann im Sinne des 
Handelsgesetzbuchs (HGB) ist – seiner Untersuchungs- und Rügepflicht gemäß § 377 HGB (unverzüglich) 
nachgekommen ist. Mängel müssen dem Verkäufer innerhalb 8 Tagen nach Empfang des Kaufgegenstandes 
schriftlich mitgeteilt werden. Außerhalb des kaufmännischen Geschäftsverkehrs sind Mängelansprüche 
ausgeschlossen, soweit der Käufer offensichtliche Mängel nicht innerhalb von 2 Wochen nach Lieferung schriftlich 
gegenüber dem Verkäufer anzeigt.  
3. Mängelansprüche bestehen nicht, wenn der aufgetretene Mangel in ursächlichem Zusammenhang damit steht, 
dass:  
(a) zuvor aufgetretene Mängel nicht rechtzeitig gemäß Ziffer VIII.2. angezeigt wurden; oder  
(b) der Käufer Vorschriften, Herstellervorgaben oder Bedienungsanleitungen bezüglich Behandlung, Wartung, 
Pflege und Einsatzbedingungen nicht eingehalten hat; oder  

(c) der Kaufgegenstand zuvor in einem vom Hersteller/Importeur nicht anerkannten Betrieb oder durch den 
Käufer selbst instand gesetzt, gewartet oder gepflegt wurde; oder  
(d) in den Kaufgegenstand vom Hersteller/Importeur nicht freigegebene Ersatzteile ein- oder Anbauteile angebaut 
wurden.  
4. Soweit ein Sach- oder Rechtsmangel vorliegt, ist der Verkäufer nach eigenem Ermessen zur Nacherfüllung in 
Form der Beseitigung des Mangels oder der Lieferung einer mangelfreien Sache berechtigt. Ein Anspruch des 
Käufers auf Nachlieferung besteht nicht. Ist der Kaufpreis ganz oder teilweise noch nicht bezahlt, kann der 
Verkäufer die Nacherfüllung davon abhängig machen, dass der Kunde einen - unter Berücksichtigung des geltend 
gemachten Mangels angemessenen – Teil des Kaufpreises entrichtet.  
5. Der Käufer ist nach seiner Wahl berechtigt, den Kaufpreis zu mindern oder vom Vertrag zurückzutreten und 
Schadensersatz statt der Leistung nach Maßgabe der Regelungen in Ziffer IX zu verlangen, wenn der Verkäufer 
eine Nacherfüllung gemäß Ziffer VIII.4. ernsthaft und endgültig verweigert oder wenn die von dem Verkäufer 
gewählte Art der Nacherfüllung fehlgeschlagen oder dem Käufer unzumutbar ist oder der Käufer dem Verkäufer 
erfolglos eine angemessene Frist zur Nacherfüllung gesetzt hat. Die Nacherfüllung gilt nach dem erfolglosen 
zweiten Versuch als fehlgeschlagen, wenn sich nicht aus der Art der Sache oder des Mangels oder den sonstigen 
Umständen etwas anderes ergibt. 
6. Die Ansprüche auf Rücktritt vom Vertrag und Schadensersatz statt der Leistung gemäß Ziffer VIII.5 sind 
ausgeschlossen, wenn und soweit der geltend gemachte Mangel die Eignung des Kaufgegenstandes für die 
vertraglich vorausgesetzte oder bei Gegenständen der gleichen Art übliche Verwendung nicht oder nur 
unerheblich einschränkt.  
7. Ist der Käufer Verbraucher im Sinne des § 13 BGB, gelten an Stelle der Regelungen in Ziffer VIII.2 bis VIII.6 die 
gesetzlichen Bestimmungen.  
8. Die in Ziffer VIII.5 bezeichneten Ansprüche des Käufers auf Minderung des Kaufpreises oder Rücktritt vom 
Vertrag verjähren in einem Jahr nach Übergabe/Ablieferung des Kaufgegenstandes. Gleiches gilt für einen 
gegebenenfalls bestehenden Anspruch des Käufers auf Nacherfüllung; Ziffer VIII.4. bleibt jedoch unberührt. Ist der 
Kaufgegenstand neu, tritt die Verjährung vor Ablauf der Jahresfrist ein, wenn und sobald laut 
Betriebsstundenzähler 2.000 Betriebsstunden erreicht sind. Ist der Käufer Verbraucher im Sinne des § 13 BGB, 
tritt die Verjährung der Mängelansprüche bei neuen Kaufgegenständen 2 Jahre nach Übergabe/Ablieferung ein; für 
gebrauchte Kaufgegenstände bleibt es bei der Regelung in Satz 1. Die vorstehenden Bedingungen gelten nicht, 
wenn und soweit der Verkäufer/Lieferant einen Mangel arglistig verschwiegen hat.  
9. Die Verjährung der Mängelansprüche ist gehemmt, solange zwischen dem Verkäufer/Lieferanten und dem 
Käufer Verhandlungen über Mängelansprüche oder die sie begründenden Umstände schweben. Die Hemmung 
beginnt mit der schriftlichen Mängelanzeige des Käufers und endet mit der schriftlichen Ablehnung von 
Mängelansprüchen durch den Verkäufer, spätestens jedoch 2 Monate nach der letzten im Rahmen der 
Verhandlungen schriftlich abgegebenen Erklärung einer Partei.  
10. Jede weitere Haftung für Sach- oder Rechtsmängel ist ausgeschlossen, sofern der Verkäufer/Lieferant diese 
nicht arglistig verschwiegen oder eine schriftliche Garantie für die Beschaffenheit der Ware übernommen hat. Für 
gebrauchte Kaufgegenstände können im Hinblick auf die Vereinbarungen unter Ziffer III.2 keine Mängelansprüche 
geltend gemacht werden, sofern der Käufer nicht Verbraucher im Sinne des § 13 BGB ist.  
11 Die Abtretung der in Ziffer VIII.1. bis VIII.10. bezeichneten Ansprüche bedarf der Zustimmung durch den 
Verkäufer.  
 
IX. Gewährleistung; Haftung; Schadens- und Aufwendungsersatz 
1. Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer sind - unabhängig vom Rechtsgrund, insbesondere aufgrund der 
Verletzung gewerblicher Schutzrechte Dritter und unerlaubter Handlung – ausgeschlossen. Der Verkäufer haftet 
insbesondere nicht für Schäden, die durch unsachgemäße Verwendung, fehlerhafter Montage bzw. fehlerhafter 
Behandlung, natürliche Abnutzung, übermäßige Beanspruchung oder Verwendung ungeeigneter Betriebsmittel am 
Kaufgegenstand durch den Käufer verursacht werden.  
2. Die Höhe des Schadensersatzanspruchs auf einen eventuell vorhersehbaren Schaden ist begrenzt. In jedem Fall 
ist der Ersatz für Folgeschäden, wie z.B. entgangener Gewinn, ausgeschlossen.  
3. Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer verjähren in 6 Monaten nach Übergabe des Kaufgegenstandes.  
4. Soweit die Haftung des Verkäufers ausgeschlossen oder begrenzt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung 
von Angestellten, Arbeitnehmern, Mitarbeitern, Vertretern und Erfüllungsgehilfen des Verkäufers. Für die 
Verjährung persönlicher Ansprüche gegen Angestellte, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen 
des Verkäufers/Lieferanten gilt Ziffer IX.3 entsprechend.  
5. Für die Vermietung und Montage gelten besondere Mietverträge und Montagebedingungen. Diese sind dem 
Kunden bekannt und werden in der bestehenden Form akzeptiert. 
6. Werden dem Käufer zur Erprobung Maschinen/Geräte als Kauf- und/oder Vermietungsgegenstand zeitweise zur 
Verfügung gestellt, haftet der Käufer gegenüber dem Verkäufer/Lieferanten umfänglich bei Verlust oder 
Beschädigung des Kaufgegenstandes. 
 
 
X. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 
1. Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für Lieferung und Zahlungen sowie für sämtliche zwischen den 
Parteien sich ergebenden Streitigkeiten ist der Geschäftssitz des Verkäufers. 
2. Die Beziehungen zwischen den Vertragsparteien richten sich ausschließlich nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts und des einheitlichen internationalen 
Kaufrechts (UNCITRAD-Transportabkommen). 
 
XI. Schriftform; salvatorische Klausel; anwendbares Recht 
1. Besondere Vereinbarungen und Nebenabreden zum Kaufvertrag bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Von dieser Schriftformklausel kann nur durch schriftliche Vereinbarung abgewichen werden. 
Änderungen und Ergänzungen der vorliegenden Bedingungen sind nur wirksam, wenn sie vom Verkäufer schriftlich 
bestätigt werden.  
2. Sollten einzelne Vertragsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so bleibt der Vertrag im 
Übrigen wirksam; dies gilt auch, wenn sich im Vertrag eine Lücke herausstellen sollte. An die Stelle einer ganz 
oder teilweise rechtsunwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung 
treten, die – soweit rechtlich möglich – dem am nächsten kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder 
nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben würden, sofern sie den Punkt bedacht hätten.  
 
 
 


